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Der Weg zu einer gemeinsamen Energiestrategie ist noch lang und ziemlich steinig. Gerade deshalb ist es überraschend, daß das letzte Grünbuch zur Energiepolitik den Begriff Strategie in den Mittelpunkt stellte. Offenbar haben die Versorgungsprobleme in den Augen der Europäischen Kommission und der Rats zugenommen. Viele wollen jetzt, daß Europa nach außen mit einer einzigen Stimme reden soll, um bei Verhandlungen mehr erreichen zu können. 

So weit, so gut. Doch hinter so viel Einigkeit lauert der Teufel der Zwietracht. Denn die Wahrnehmung von Politik, vor allem der Energiepolitik ist von Land zu Land recht verschieden. Betrachten wir dazu drei Beispiele.  

Beginnen wir mit einem Wutausbruch. Im August 2006 ließ der finnische Außenminister Erkki Tuomioja in der in Helsinki erscheinenden Zeitung „Hufvudstadsbladet“seinem Zorn über die europäischen Außenminister freien Lauf. Er beklagte eine „falsche Transparenz“ bei Entscheidungen der EU zum Nahostkonflikt und sprach von einem „intriganten Spiel“. Auch mißfiel ihm, daß „sämliche EU-Dokumente in Sachen Nahost innerhalb einer Stunde nach ihrer Austeilung an die Mitgliedstaaten in Tel Aviv und auch in Washington sowie in Moskau bekannt sind“. Und auf Ratsverhandlungen würden sich viele Delegationen immer noch vorbereiten, „als handele es sich um schwierigste Verhandlungen mit potentiell feindlich gesinnten Ländern“.

Toumioja ist angesichts der mangelhaften außenpolitischen Koordination der Kragen geplatzt. Denn in der Außenpolitik lassen die Minister der großen EU-Staaten dem Ratsvorsitzenden nur wenig Spielraum.  Außenpolitik ist der magische Raum der großen Gesten, der feierlichen Worte und der Großmachtrituale. Und diesen Raum möchten Paris, London und die anderen vermeintlich Großen gerne allein bewohnen. Sind sich die Großen einig, kann daraus sogar eine gemeinsame Haltung in außen- und sicherheitspolitischen Fragen entstehen. Außenminister Steinmeier findet, dass sieht in der Entsendung von europäischen Soldaten in den Libanon den Beginn europäischer Geschlossenheit.

Oder nehmen wir den litauischen Premierminister Gediminas Kirkilas, der anläßlich eines Besuchs in Brüssel am 8. September dieses Jahres ein geschlossenes Auftreten Europas gegenüber Russland in der Energiepolitik gefordert hat. Er wurde mit dem Satz zitiert: „I think we still have some lack of solidarity in the European Union in our relations with Russia“. Mit anderen Worten, wenn es um Rußland geht, dann mangelt es den Europäern an Solidarität. Gemeint ist mit diesem Vorwurf vor allem Deutschland.

Litauen, das sich 1991 von Russland losgesagt hatte, verfügt über einen reichen Erfahrungsschatz im Ungang mit seinen großen östlichen Nachbarn.  Erst im Juli 2006 verringerte Russland die Öllieferungen an die litauische Ölraffinerie Mazeikiu Nafta wegen vermeintlicher Leitungsreparaturen. Beobachter sahen darin einen Versuch der Russen, den Verkauf der Raffinerie an die polnische Firma PKN Orlen zu verhindern, ein Geschäft von Größenordnung 1,8 Mrd Euro. Kirkilas gehört übrigens auch zu den schärfsten Kritikern der deutsch-russischen Gaspipeline durch die Ostsee.

Um Deutschlands Gewicht in der EU zu verdünnen, um Russlands Einfluß zu schmälern, befürwortet Litauen übrigens wie Polen einen EU-Beitritt der Ukraine und der Türkei.

In einem dritten Beispiel möchte ich den französischen Premierminister Dominique de Villepin erwähnen, der kürzlich bei einer Rede vor der Bertelsmannstiftung einen „europäischen Wirtschaftspatriotismus“ einforderte. Darunter versteht er kurzfristig die Bildung einer gemeinsamen Holding von Gaz de France und Suez. Aus dieser Verbindung würde das größte europäische Energieunternehmen entstehen. Frankreichs Regierung verspricht sich von einem solchen Industriegiganten eine bessere Verhandlungsposition gegenüber den Gasexporteuren, braucht aber aus kartellrechtlichen Gründen dazu die Genehmigung der Brüsseler EU-Kommission.

Frankreichs Regierung wehrt mit diesem Zusammenschluss eine Beteiligung der italienischen ENEL an SUEZ ab.

Die Franzosen wollen, dass ihre großen Energieunternehmen in französischer Hand bleiben, was immer dies auch bei einer Aktiengemeinschaft heißen mag. Insofern ist de Villepins Energiepatriotismus auch Ausdruck eines nationalstaatlichen Denkens.

Sein Patriotismus erstreckt sich aber auch auf Europa.

So verlangt er nach einer europäischen Energiediplomatie und schlägt vor, dass Europa einen Vertreter benennt, der Europas Energieinteressen nach außen vertritt. Auch verlangt er eine Konvergenz der nationalen Energiepolitiken in den Bereichen Produktion, Investition, Transport und Speicherung der Energie. Und zum Dritten schlägt er vor, die strategischen Gas – und Ölvorräte besser zu koordinieren, um der Spekulation vorzubeugen.

Europa bezieht heute bereits die Hälfte seines Energiebedarfs aus Drittländern. Im Jahre 2030 werden es vermutlich fast 70% sein. Nur wer gute Beziehungen zu den öl- und gasexportierenden Ländern pflegt, hat Aussicht, verläßlich versorgt zu werden.

Damit sind wir bei der geplanten Ostseepipeline. Sie soll in Zukunft das russische Wyborg mit dem deutschen Greifswald verbinden. Am Ende soll über diese Pipeline die Hälfte der russischen Gaslieferungen an Deutschland fließen. In diesem Fall gab es bekanntlich Ärger. Denn die Russen wünschten eine direkte Verbindung an den Ostseeanrainern Estland, Lettland, Litauen und Polen vorbei, obwohl die Verlegung der Pipeline auf dem Meeresgrund die Kosten um 50 Prozent erhöhen dürfte. Und die Deutschen (BASF und Wintershall als Gesellschafter sowie die Bundesregierung) stimmten zu, obwohl sich in den genannten Staaten zum Teil wütender Protest regte. Denn den Ostseeanrainern entgehen die Durchleitungsgebühren ebenso wie die Kontrolle über die Pipeline. Doch genau das wollten die Russen, sprich Gasprom vermeiden und die Deutschen hatten keine Einwände. Auch werden sie – anders als Kaliningrad – nicht durch eine Stichleitung mit der Gaspipeline verbunden.

Da die Möglichkeit besteht, auch die Niederlande oder Großbritannien an die Pipeline anzuschließen, wäre Westeuropa mit dieser Direktverbindung gut bedient. Auch könnten die Mehrkosten durch die Einsparung der Durchleitungsgebühren kompensiert werden. Im Westen wurde deshalb die Gasleitung begrüßt.

Anders in den vier genannten Staaten. Insbesondere in Polen stieß die deutsch-russische Übereinkunft auf heftigste Kritik. Dabei vermischen sich Urängste der Polen vor einer deutsch-russischen Allianz mit dem finanziellen Verlust der Gebühren. So war in Polen sogar von einem neuen Molotow-Ribbentrop-Abkommen die Rede, wenngleich zur Ehrenrettung der Polen gesagt werden muß, daß es auch viele Stimmen gab, die zur Mäßigung aufriefen. Schließlich könnte auch Polens Gasnetz an das Greifswalder Terminal angeschlossen werden. 

Am Ende war es der Stil, der die Stimmung vergiftete. Doch in der öffentlichen Meinung dieser vier Länder hinterließ der Konflikt Spuren von möglicherweise großer Tragweite. Um nicht zu sehr von russischem Erdgas abhängig zu werden, wird jetzt in Polen an Erdgasterminals gedacht, um Flüssiggas aus anderen Ländern als Russland zu beziehen. Zum zweiten denken Polen und die baltischen Staaten ernsthaft an den Bau von Kernkraftwerken. Man darf davon ausgehen, daß sie keine russischen Hersteller zum Bau auffordern werden. Und zum Dritten bestehen insbesondere Litauen und Polen darauf, die EU um die Ukraine, Moldawien und eines Tages vielleicht sogar Belarus zu erweitern. In diesem Fall versprechen sie sich Verbündete in einer nach Osten erweiterten EU. Und je größer die EU, umso geringer das Gewicht Deutschlands. 

Litauen hat übrigens Polen angeboten, sich an dem geplanten baltischen Kernkraftwerk zu beteiligen. Damit ist die polnisch-litauische Gemeinsamkeit aber schon am Ende. Denn bis heute gelingt es nicht, zwischen beiden Ländern eine Hochspannungsverbindung zustande zu bringen. 

Ob die jetzt vom Ministerpräsidenten Jaroslaw Kaczynski ausgesprochene Verfügung, keine staatlichen Unternehmen mehr an Ausländer zu verkaufen, auf die Ostseepipeline oder den neu verordneten Wirtschaftsnationalismus zurückzuführen ist, weiß nur er selbst. Doch fügt er sich in das Bild eines Polen, das sich auf sich selbst zurückzieht. 

Eine kluge deutsch-russische Politik täte gut daran, die Polen und die Balten in den deutsch-russischen Dialog einzubeziehen. Gelegenheit zu einem Ausgleich bietet auch der EU-Russische Dialog, der bereits zu einer festen Institution wurde.

Wie Pipelines die Bedeutung eines Landes vergrößern zeigt ein Blick auf die Türkei. Ihrer geographischen Lage wegen werden mehr und mehr Gas- und Ölpipelines über Kleinasien in die EU geleitet, Auch soll Rußland umgangen werden. Und es soll das Nadelöhr Bosporus entlastet werden. Man darf ruhig darauf wetten, daß die türkische Regierung die Rolle ihres Staates zur Sicherung der Energieversorgung der EU begriffen hat und daß sie Brüssel immer wieder daran erinnern wird, wie wichtig für die EU eine verlässliche Türkei ist. Die Debatte um den EU-Beitritt könnte um eine neue Qualität reicher werden.   

Genau genommen blickt jedes Land in die Richtung, aus der es Öl und Gas bezieht. Auf diese Länder konzentrieren sie auch ihre diplomatischen Bemühungen. Es ist deshalb kein Zufall, daß die Mittelmeerländer vor allem an Nordafrika und Westafrika interessiert sind. Aus Algerien beziehen sie einen Großteil ihres Erdgases und aus Westafrika kommt Öl. Ihre langen Küsten erlauben auch den Ausbau der LNG-Terminals. Flüssiggas aus Katar oder Nigeria dürfte zunehmend seinen Weg nach Spanien und Italien finden. 

Daß sich das Interesse an Energielieferungen mit den zum Teil Jahrhunderte alten kolonialen und zuletzt postkolonialen Beziehungen überschneidet, ist vielleicht ein Zufall. Doch er kommt der Energiediplomatie dieser Länder entgegen. So hat Spanien seinen Beziehungen zu Marokko inzwischen einen höheren Wert eingeräumt wie zu Lateinamerika. Der erste Auslandsbesuch des spanischen Ministerpräsidenten José Luis Rodríguez Zapatero galt dem südlichen Nachbarn, nicht Mexiko oder Buenos Aires. Spanien bezieht wohl kein Gas oder Öl aus Marokko, doch ist das Land ein Schlüssel zur Stabilität der Region und gute Beziehungen zu Rabat sind eine nützliche Hilfe bei der Suche nach Verbündeten. 

Weil sich die Öl-, Gas- und Uranvorräte Afrikas vorrangig in den früheren französischen Besitzungen konzentrieren, waren es in der Vergangenheit auch vor allem französische Unternehmen, die dort investierten. Wie sehr sich dabei politische und Geschäftsinteressen miteinander verbanden, ist in der französischen Publizistik häufig beschrieben worden. Häufig flossen riesige Summen in die Taschen von mächtigen Potentaten, sei es, um nützliche Vasallen an der Macht zu halten, sei es, um günstige Bedingungen für die Rohstoffförderung zu erhalten. Gerade am französischen Fall läßt sich zeigen, wie eng nationale Politik und Energie miteinander verbunden sind. Es liegt deshalb auf der Hand, daß Paris nicht daran interessiert ist, seine nationale Energiepolitik aus der Hand zu geben.  Frankreich kann sich nicht vorstellen, daß seine Verträge mit den Öllieferanten oder seine Nuklearpolitik in Brüssel ausgehandelt werden. 

Daß die politische Klasse Frankreichs, mit Ausnahme der Grünen, ziemlich einmütig an der Nuklearpolitik festhält, daß es an guten Beziehungen zu den ölreichen Ex-Kolonien interessiert ist, hat mit dem Bedürfnis Frankreichs zu tun, einen möglichst großen außenpolitischen Spielraum zu behalten. Schließlich muß es seinen Sitz im UN-Sicherheitsrat immer wieder neu begründen. 

Frankreich kommt dabei zu Gute, daß in vielen dieser Länder noch heute Französisch die Hauptsprache ist. Französische Geschäftsleute fühlen sich dort fast zu Hause. Ähnliches gilt übrigens für Portugal. Portugiesische Geschäftsleute in Angola, in Mozambique, aber auch in Brasilien bewegen sich dort sprachlich auf vertrautem Boden, manche haben dort sogar ihre familiären Wurzeln. Auch für Portugal ist Afrika – und in gewisser Weise Brasilien – Teil des heimischen Hinterlands. 

Auch Italien denkt in geographische Kategorien und sieht Interessen in Afrika und auf dem Balkan. Interessanterweise gehört es neben Spanien zu den Ländern, denen ein Beitritt der Türkei zur EU ins Konzept passen würde. Denn ein EU-Mitgliedsland Türkei würde das Gewicht der Mittelmeerländer stärken, das Mittelmeer wäre dann – zumindest in seinem nördlichen Teil – wenn schon kein Mare Nostro, so doch ein Mare Europeo. 

Doch anders als in Frankreich spielt der Begriff der Unabhängigkeit in Italien keine Rolle. Italien will europäisch sein, zur Brüsseler Verwaltung haben viele Italiener ein größeres Vertrauen als zur italienischen Bürokratie. In der Energiepolitik verhält sich Italien deshalb sehr kommerziell. Auch finden die Italiener nichts dabei, eine beträchtliche Menge Stroms aus Schweizer oder Französischen Kernkraftwerken zu beziehen, zu Hause aber den Bau von Nuklearanlagen zu untersagen. Sie haben keine Einwände gegen Nuklearstrom, vorausgesetzt, die Kernkraftwerke stehen nicht auf italienischem Territorium. 

Fasst man diese Fakten zusammen, so fällt auf, daß die Europäische Energieversorgungsstrategie einem Mosaik von Teilstrategien entspricht. Die Kunst – und Politik ist eine Art Kunst – besteht nun darin, diese verschiedenen Teile zu einem harmonischen Bild zusammenzufügen. 

Und genau dies geschieht mit dem Europäischen Binnenmarkt, den Transeuropäischen Netzen und der Umwelt-, sprich Klimapolitik. In einem vernetzten Europa hängt jeder von jedem ab. Je mehr Europas Regionen durch Strom- und Gasnetze miteinander verbunden werden, umso mehr nimmt die Bedeutung nationaler Energiepolitik ab. Der Binnenmarkt schafft aber auch neue Unternehmensstrukturen. Die Zeiten nationaler Monopolunternehmen sind längst zu Ende. Bereits heute sind viele Energieunternehmen europäisch, wenn nicht global aufgestellt. Wenn ENEL in Italien keine Kernkraftwerke bauen darf, dann baut es sie eben in der Slowakei oder anderswo. Das Produkt, der Strom, ist ohnehin frei handelbar und kann auch nach Italien verkauft werden. Auch die Klimapolitik zwingt die Mitgliedstaaten zu abgestimmtem Handeln. Wie immer auch ihr Energiemix ausfällt, sie müssen die Emission der Treibhausgase verringern.

Doch was ist mit der Energieversorgungssicherheit? Fällt sie in europäische oder nationale Verantwortung? Diese Frage bleibt bislang offen. Die juristisch korrekte Antwort wäre wohl, daß sie eine geteilte Verantwortung ist, das heißt, die EU-Mitgliedstaaten wie auch Brüssel tragen dafür gemeinsam Verantwortung.

Wie sehr diese Frage umstritten ist, zeigen einige jüngste Beispiele. 

Die spanische Regierung will bekanntlich den Zugriff von E.ON auf Endesa mit dem Argument verhindern, der Verkauf an ein nichtspanisches Unternehmen verringere Spaniens Möglichkeit, sich sicher mit Energie zu versorgen. 

Dies ist ausgemachter Unsinn, denn warum soll Spanien weniger Gas oder Strom zur Verfügung stehen, wenn die Kapitalmehrheit in anderen Händen liegt? Es ist doch gerade der Sinn des Binnenmarkts, daß grenzüberschreitende unternehmen entstehen. Doch letztlich geht es um nationale Symbole, um Rituale und um Macht. Auch Frankreichs Regierung sträubt sich gegen die Übernahme von Suez durch die italienische ENEL und ist sich dabei nach Meinungsumfragen mit zwei Dritteln der Franzosen einig. Beide glauben, nationale Kapitalgesellschaften, was immer man auch darunter versteht, könnten in einem freien europäischen Binnenmarkt für die Zwecke der Regierung genutzt werden. 

Vielleicht geht es auch nur um nationale Symbolik. Man stelle sich einmal vor, Renault/Nissan wollte Volkswagen aufkaufen! Weder Hannover noch Berlin würden es mit einem Achselzucken hinnehmen. 

Am spanischen wie am französischen Fall wird deutlich, wie sehr Energie und Politik immer noch miteinander verbunden sind. Man will mit „seinem“ Unternehmen politisch gewollte Akzente setzen. Sie stehen mit dieser Haltung aber nicht allein. Auch in anderen Ländern hält man an der Hoffnung fest, mit den „eigenen“ Unternehmen Energiepolitik machen zu können. So wollen manche in Deutschland die kommunalen Stadtwerke zur „Energiewende“ nutzen. 

Doch einer allzu instrumentellen Nutzung der Energieunternehmen durch Regierungen steht dem Geist des Binnenmarkts für Energie entgegen. Er will gerade die Unternehmen von staatlicher Lenkung befreien und Wettbewerb einführen. Trotzdem können die Unternehmen aber nicht tun und lassen, was sie wollen. Sie haben sich gemeinsamen europäischen Spielregeln zu unterwerfen, die vom Wettbewerb über Umweltvorschriften bis hin zur Förderung erneuerbarer Energien reichen. 

An dieser Stelle soll auch Erwähnung finden, daß sich die EU seit Jahren gemeinsam vereinbarte indikative Ziele setzt. Der Anteil der erneuerbaren Energieträger soll von 6% auf 12% bis 2010 erhöht werden. Beim Strom soll der Anteil auf 21% wachsen. Biokraftstoffe sollen bis 2010 einen Anteil an den Kraftstoffen von 5,75% erreichen. Die Kraft-Wärme-Kopplung soll ausgebaut werden. Wir haben verbindliche Richtlinien über Energieeffizienz, über technische Normen verabschiedet. Nicht zuletzt haben wir uns zur Minderung der Treibhausgasemissionen verpflichtet. 

Auch wenn diese Ziele nicht immer einklagbar sind, auch wenn die Umsetzung in den Händen der Mitgliedstaaten liegt, so ist es nicht übertrieben, von Ansätzen einer europäischen Strategie zu sprechen. Immerhin haben wir einen Konsenz über die Richtung in der Energiepolitik. Wir wollen mit Energie intelligent umgehen.

Die Hindernisse möchte ich aber auch nicht verheimlichen. Vorurteile und unterschiedliche öffentliche Meinungen stehen einem kohärenten Verhalten oft genug im Wege. Dazu ebenfalls einige Beispiele.

Vor einigen Jahren hielt ich einen Vortrag vor jungen Mitgliedern der SFEN (Société Française d'Énergie Nucléaire). Unter den etwa 150 Jungingenieuren befanden sich ein Drittel Frauen. Soweit ich es beurteilen konnte, waren alle von ihrer künftigen Aufgabe begeistert. Auch in Deutschland hatte ich häufig Gelegenheit, vor jungen  Energieingenieuren zu sprechen. Doch hierzulande ging es mit der gleichen Begeisterung um Erneuerbare Energien und nebenbei gesagt, der Anteil weiblicher Ingenieure war in allen Fällen gering. 

Daß sich dieselbe Generation von jungen Ingenieuren in den beiden Ländern unterschiedlichen Themen mit Vorliebe widmet, hat sicher mit den Berufschancen zu tun. Doch der tiefere Grund für das Auseinandertriften der deutschen und französischen Energiekulturen dürfte an der öffentlichen Meinung liegen. 

In diesem Zusammenhang ist die Reaktion der europäischen Presse auf den jüngsten Vorfall im schwedischen Kernkraftwerk Forsmark interessant. Für die große spanische Tageszeitung El Pais war er nicht mal eine eigene Recherche wert. Es wurde einfach ein Artikel aus der französischen Zeitung Le Monde übernommen. Le Monde wiederum hat nur knapp die Fakten wiedergegeben, doch dann einen längeren Artikel mit dem Hinweis auf die Reaktion in Deutschland folgen lassen. In Großbritanniens Presse wurde in den letzten Wochen wohl viel über Tony Blairs Vorstoß in Sachen Kernenergie berichtet, doch Forsmark war ihr wenig Mühe wert. Portugals Medien waren mit den Waldbränden beschäftigt. Und in Italien interessierte eher, wie sich die neue Regierung zum Libanon verhält. Selbst in Schweden wird der Vorfall mit wenig Leidenschaft behandelt. Als die Zeitung „Aftonbladet“ nach dem Störfall auf ihrer Internetseite fragte, ob man die Kernkraftwerke für sicher halte, nahmen 40000 Leser an der Umfrage teil. Drei von vier sagten ja. Nur in Deutschland und Österreich fand der Vorfall besondere Aufmerksamkeit und der deutsche Umweltminister unterbrach sogar seinen Urlaub.

Was letztlich der Grund ist, warum Europäer bei einzelnen Themen sehr unterschiedliche kollektive Meinungen haben, wird sicher noch viele Doktoranden beschäftigen. Ein Grund dürfte vielleicht darin liegen, daß unsere thematischen Debatten in einem geschlossenen Sprachraum stattfinden. Welcher Deutsche diskutiert schon mit einem Spanier über die Energiepolitik? Ein zweiter Grund sind vermutlich unsere historischen und kulturellen Erfahrungen. Als es um die europäische Richtlinie zum Emissionshandel ging, waren Niederländer und Briten recht begeistert, während auf dem Kontinent noch mancher verächtlich vom Handel mit Verschmutzungsrechten sprach. Der Begriff Handel ist in den beiden Seefahrernationen derart positiv belegt, daß alles, was an ihn erinnert, einfach gut sein muß. Auch geht den Briten etwas ab, was den Deutschen so wichtig ist, nämlich das Prinzip. Briten denken eher in den Begriffen der Nützlichkeit und Praktikabilität. Und nicht zuletzt sind wir alle noch mehr oder weniger national erzogen, unser Geschichtsbild ist weitgehend national und unsere Nachbarn, mit denen wir heute so friedlich zusammenleben, waren irgendwann mal unsere Feinde. Präsident Mitterrand sagte einmal etwas ironisch in seiner letzten großen Rede vor dem Europäischen Parlament, daß seiner Erinnerung nach das einzige europäische Land, mit dem Frankreich im Laufe seiner langen Geschichte keinen Krieg führte, Dänemark sei. Vielleicht liegt der tiefere Grund für die positive Haltung der Tschechen zur Kernenergie in der Tatsache, daß die Österreicher dagegen sind? Und Irlands Gegnerschaft zur Kernenergie rührt vielleicht daher, daß die Briten sie nutzen? Manche Iren meinen immer noch, die Briten hätten Sellafield nur deshalb an die Ufer der irischen See gebaut, um Irland radioaktiv zu verseuchen. Wie Meinungen entstehen, wie sich Vorurteile erhärten, wie und warum sie sich verändern, gehört womöglich zu den großen Geheimnissen, die wir nur aus der geschichtlichen Distanz lüften werden. 

Daß die EU überhaupt existiert, ja, daß sie bei aller Vielfalt von außen betrachtet eine respektable staatsähnliche Gemeinschaft wurde, ist nur möglich, weil wir gelernt haben, uns und unsere Meinungen gegenseitig zu respektieren. Wir haben uns als gleichwertig anerkannt und nationale Souveränität auf die Europäische Union übertragen. Doch folgt daraus nicht selbstverständlich eine gemeinsame Strategie. 

In aller Regel ist eine gemeinsame Strategie die Antwort auf eine gemeinsam empfundene Bedrohung. Als solche werden heutzutage zu Recht die Sicherheit der Energieversorgung zu erträglichen Kosten und die drohende Erwärmung der Erde durch Treibhausgase empfunden. In dem Maße, wie wir diese Bedrohungen kollektiv wahrnehmen, nimmt der Wille zu einer europäischen Strategie zu. Nach Meinungsumfragen sieht alles danach aus, als ob wir uns mit der Zeit der gemeinsamen Bedrohungen bewußt werden. 

Wie geht es nun weiter?

Eine jüngst von der Generaldirektion TREN der EU-Kommission veröffentlichte Energieprognose (Trends to 2030 - update 2005) kommt zu dem Schluß, daß Europas Energieverbrauch bis 2030 zunehmen wird. Die Energieabhängigkeit wächst ebenfalls. Die hochgesteckten Ziele bei den Erneuerbaren werden nur mit Verspätung erreicht. Und Europa wird 2030 nicht weniger, sondern mehr CO2 erzeugen als 1990. Wenn wir diese aus dem Ruder laufende Entwicklung wieder einfangen wollen, müssen wir gemeinsam handeln.

Den größten Spielraum haben wir bei der Energieeffizienz. Auch muß der Binnenmarkt vollendet werden, denn er spart Kosten und erhöht die Versorgungssicherheit. Nicht zuletzt muß Europa innovationsfreundlicher werden. Im Prinzip wäre das zu schaffen. Aber nur im Prinzip.

Es bleiben am Ende die unterschiedlichen öffentlichen Meinungen übrig. Sie dürften nach den bisherigen Erfahrungen im Laufe der Jahre eher konvergieren. Doch für diese Hoffnung gibt es keine Garantie. Denn der Nationalismus könnte auch wieder zunehmen. Aus der Geschichte gibt es dafür leider viele Belege.

Die öffentliche Meinung kann nicht durch die europäische Gesetzgebung verordnet werden. Sie zu formen, ist eine politische Aufgabe. Doch eine europäische Energiestrategie wird es letztlich nur geben, wenn die Bürgerinnen und Bürger sie wollen.  

Fassen wir zusammen. Energie wird wegen unserer wachsenden Importe zunehmend zu einem Gegenstand der Außenpolitik, der nationalen wie der europäischen. Wer welche Rolle übernimmt, ist aber noch nicht klar. Die großen Staaten setzen vorerst noch auf ihre eigene Diplomatie und ihre nationalen „Champions“. So hat der deutsche Außenminister eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die ihm in der Energieaußenpolitik zu Seite stehen soll. Die kleinen Staaten setzen eher auf Brüssel. Doch alle sind sich inzwischen einig: daß Europa nach außen mit einer Stimme sprechen soll. Wie dies angesichts der unterschiedlichen Verhaltensweisen möglich ist, bleibt unklar. Die Richtung scheint mir aber vorgegeben zu sein und ist angesichts der wachsenden Energieabhängigkeit auch nicht mehr umkehrbar.

Je mehr Europa zusammenwächst, je mehr unsere Energieversorgung von dem europäischen Nachbar abhängt, sei es über die Energie selbst oder über die Preise, umso mehr wird die nationale Verfügung über den Energiemix fraglich. Ich meine damit die Kernenergie. Nehmen wir einmal an, Deutschland würde seine Kernkraftwerke schließen und die Grundlast ausschließlich mit Kohle und Gas befriedigen. Dann stiegen  nicht nur in Europa die CO2 Emissionen kräftig an, sondern auch die Gaspreise. Eine höhere Nachfrage nach Gas in Deutschland würde auch in den Nachbarländern die Gaspreise nach oben treiben. Unsere wachsende Energieautonomie nimmt deshalb in dem Maße ab, wie unsere Energieimporte zunehmen und wie unsere nationalen Energienetze zusammenwachsen.

Von einer europäischen Energiestrategie im engeren Sinne sind wir wohl noch ein Stück entfernt, denn es gibt keinen gemeinsamen Feldherrn, der unwidersprochen die Truppen befehligt, doch in einem weiteren Sinne kann man von einer Bewegung sprechen, die gemeinsame Verhaltensweisen anstrebt. Als vor kurzem die russische Regierung europäischen Unternehmen, die in Sachalin Öl fördern wollen, mit neuen Auflagen gedroht hat, sprach der europäische Kommissar für Energie, Andris Piebalgs, eine deutliche Warnung an die Moskauer Adresse aus und forderte Vertragstreue. Ansonsten könnten Rußlands Geschäftsinteressen in Europa schaden nehmen. 

Das Schreiben war deutlich und wurde in Moskau verstanden. Offenbar wirkt es, wenn Europe mit einer Stimme spricht. 

